
URTEIL VOM 10. 9. 1996 — RECHTSSACHE C-222/94 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
10. September 1996 * 

In der Rechtssache C-222/94 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Christopher 
Docksey und Berend Jan Drijber, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte, Zustel­
lungsbevollmächtigter: Carlos Gómez de la Cruz, Juristischer Dienst, Centre 
Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

unterstützt durch 

Französische Republik, vertreten durch Edwige Belliard, stellvertretende Direkto­
rin in der Direktion für Rechtsfragen des Ministeriums für Auswärtige Angelegen­
heiten, und Jean-Louis Falconi, Sekretär für Auswärtige Angelegenheiten in dieser 
Direktion, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Französische Botschaft, 
9, boulevard du Prince Henri, Luxemburg, 

Streithelferin, 

gegen 

Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, vertreten durch John 
E. Collins, Assistant Treasury Solicitor, als Bevollmächtigten im Beistand der 
Barrister Stephen Richards und Rhodri Thompson, Zustellungsanschrift: Britische 
Botschaft, 14, boulevard Roosevelt, Luxemburg, 

Beklagter, 

* Vcrfahrcnssprachc: Englisch. 
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wegen Feststellung, daß das Vereinigte Königreich dadurch, daß es die Richtlinie 
89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der 
Fernsehtätigkeit (ABl. L 298, S. 23) nicht ordnungsgemäß umgesetzt hat, gegen 
seine Verpflichtungen aus Artikel 2 Absätze 1 und 2 und Artikel 3 Absatz 2 dieser 
Richtlinie verstoßen hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten G. C. Rodríguez Iglesias, der Kammerpräsiden­
ten C. N . Kakouris, D. A. O. Edward, J.-P. Puissochet und G. Hirsch, der Richter 
G. F. Mancini, J. C. Moitinho de Almeida, P. J. G. Kapteyn (Berichterstatter), 
C. Gulmann, J. L. Murray, P. Jann, H. Ragnemalm und L. Sevón, 

Generalanwalt: C . O. Lenz 
Kanzler: D. Louterman-Hubeau, Hauptverwaltungsrätin 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Regierung des Vereinigten 
Königreichs, vertreten durch John E. Collins im Beistand von Stephen Richards 
und Rhodri Thompson, der französischen Regierung, vertreten durch Philippe 
Martinet, Sekretär für Auswärtige Angelegenheiten in der Direktion für Rechtsfra­
gen des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigten, und 
der Kommission, vertreten durch Christopher Docksey und Berend Jan Drijber, in 
der Sitzung vom 27. Februar 1996, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 30. 
April 1996, 

folgendes 
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Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
28. Juli 1994 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 
169 EG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß das Vereinigte Königreich 
dadurch, daß es die Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur 
Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit (ABl. L 298, S. 23; im folgenden: 
Richtlinie) nicht ordnungsgemäß umgesetzt hat, gegen seine Verpflichtungen aus 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 und Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie verstoßen hat. 

2 Dem Vereinigten Königreich wird damit vorgeworfen, daß es gegen seine Ver­
pflichtungen aus der Richtlinie verstoßen habe, 

— indem es für Ausstrahlungen von Fernsehsendungen über Satelliten die in 
Section 43 des Broadcasting Act 1990 genannten Kriterien aufgestellt habe, um 
die Veranstalter von über Satelliten ausgestrahlten Sendungen zu bestimmen, 
die der Rechtshoheit des Vereinigten Königreichs unterlägen, und indem es im 
Rahmen dieser Rechtshoheit unterschiedliche Regelungen auf inländische und 
andere als inländische Satellitendienste anwende 

und 

— indem es eine Kontrolle über die Sendungen ausübe, die von einem Veranstalter 
übertragen würden, der der Rechtshoheit eines anderen Mitgliedstaats unter­
liege, wenn diese Sendungen von einem anderen als inländischen Satelliten­
dienst übertragen würden oder der Allgemeinheit als genehmigungsbedürftiger 
Programmdienst oder von einem örtlichen Lieferdienst zugänglich gemacht 
würden. 
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Die Richtlinie 

3 Artikel 2 der Richtlinie bestimmt: 

„(1) Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür, daß alle Fernsehsendungen, die 

— von seiner Rechtshoheit unterworfenen Fernsehveranstaltern gesendet werden 
oder 

— von Fernsehveranstaltern gesendet werden, die eine von diesem Mitgliedstaat 
zugeteilte Frequenz oder Übertragungskapazität eines Satelliten oder eine in 
diesem Mitgliedstaat gelegene Erd-Satelliten-Sendestation benutzen, ohne 
jedoch der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats unterworfen zu sein, 

dem Recht entsprechen, das auf für die Allgemeinheit bestimmte Sendungen 
anwendbar ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten den freien Empfang und behindern nicht die 
Weiterverbreitung von Fernsehsendungen aus anderen Mitgliedstaaten in ihrem 
Hoheitsgebiet aus Gründen, [die] in Bereiche fallen, die mit dieser Richtlinie koor­
diniert sind. Sie können die Weiterverbreitung von Fernsehsendungen vorläufig 
aussetzen, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) mit einer Fernsehsendung aus einem anderen Mitgliedstaat wird in offensichtli­
cher, ernster und schwerwiegender Weise gegen Artikel 22 verstoßen; 
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b) der Fernsehveranstalter hat während der vorangegangenen zwölf Monate bereits 
mindestens zweimal gegen diese Vorschrift verstoßen; 

c) der betreffende Mitgliedstaat hat dem Fernsehveranstalter und der Kommission 
schriftlich die behaupteten Verstöße sowie seine Absicht mitgeteilt, im Falle 
erneuter Verstöße die Weiterverbreitung einzuschränken; 

d) die Konsultationen mit dem Staat, der die Sendung verbreitet, und der Kom­
mission haben innerhalb von 15 Tagen ab der in Buchstabe c) genannten Mit­
teilung zu keiner gütlichen Regelung geführt, und es kommt zu einem erneuten 
Verstoß. 

Die Kommission achtet darauf, daß eine derartige Aussetzung mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar ist. Sie kann den betroffenen Mitgliedstaat auffor­
dern, eine gemeinschaftsrechtswidrige Aussetzung unverzüglich zu beenden. Diese 
Vorschrift läßt die Anwendung entsprechender Verfahren, Rechtsmittel oder Sank­
tionen bezüglich der betreffenden Verstöße in dem Mitgliedstaat, dessen Rechts­
hoheit der Fernsehveranstalter unterworfen ist, unberührt. 

(3) Diese Richtlinie gilt nicht für Fernsehsendungen, die ausschließlich zum Emp­
fang in Nichtmitgliedstaaten bestimmt sind und die nicht unmittelbar oder mittel­
bar in einem oder mehreren Mitgliedstaaten empfangen werden." 

4 Artikel 3 der Richtlinie hat folgenden Wortlaut: 

„(1) Die Mitgliedstaaten können für Fernsehveranstalter, die ihrer Rechtshoheit 
unterworfen sind, strengere oder ausführlichere Bestimmungen in den von ... 
dieser Richtlinie erfaßten Bereichen vorsehen. 
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(2) Die Mitgliedstaaten sorgen mit geeigneten Mitteln im Rahmen ihrer Rechts­
vorschriften dafür, daß die jeweils ihrer Rechtshoheit unterworfenen Fernseh­
veranstalter die Bestimmungen dieser Richtlinie einhalten." 

5 Nach Artikel 25 der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, um der Richtlinie spätestens am 
3. Oktober 1991 nachzukommen, und die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis zu setzen. 

Das Übereinkommen des Europarats über das grenzüberschreitende Fernsehen 

6 Die Artikel 2, 3, 5 und 27 des Übereinkommens des Europarats vom 5. Mai 
1989 über das grenzüberschreitende Fernsehen (im folgenden: Übereinkommen) 
lauten wie folgt: 

„Artikel 2: Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet 

a) ,Verbreitung' die Erstausstrahlung von Fernsehprogrammen, die zum Empfang 
durch die Allgemeinheit bestimmt sind, über terrestrische Sender, über Kabel 
oder über Satelliten jeder Art in verschlüsselter oder unverschlüsselter Form. 
Der Ausdruck schließt Fernmeldedienste, die auf individuellen Abruf geleistet 
werden, nicht ein; 

b)... 
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c) ,Rundfunkveranstalter ' die natürliche und juristische Person, die Fernsehpro­
gramme für den Empfang durch die Allgemeinheit zusammenstellt und sie ver­
breitet oder vollständig und unverändert durch einen Dritten verbreiten läßt; 

d) ‚Programm' die Gesamtheit der Sendungen eines bestimmten Programms, das 
durch einen Rundfunkveranstalter im Sinne des Buchstabens c bereitgestellt 
wird; 

..." 

„Artikel 3: Geltungsbereich 

Dieses Übereinkommen gilt für jedes Programm, das durch Rechtsträger oder mit­
tels technischer Einrichtungen im Hoheitsbereich einer Vertragspartei über Kabel, 
über terrestrische Sender oder über Satelliten verbreitet oder weiterverbreitet wird 
und das direkt oder indirekt in einer oder mehreren anderen Vertragsparteien emp­
fangen werden kann." 

„Artikel 5: Pflichten der sendenden Vertragsparteien 

(1) Jede sendende Vertragspartei sorgt durch geeignete Mittel und durch ihre 
zuständigen Stellen dafür, daß alle Programme, die durch Rechtsträger oder mittels 
technischer Einrichtungen in ihrem Hoheitsbereich im Sinne des Artikels 3 ver­
breitet werden, den Bestimmungen dieses Übereinkommens entsprechen. 
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(2) Für die Zwecke dieses Übereinkommens ist die sendende Vertragspartei 

a) im Fall einer terrestrischen Verbreitung die Vertragspartei, in der die Erstaus­
strahlung durchgeführt wird; 

b) im Fall der Verbreitung über Satelliten 

i) die Vertragspartei, in der sich die Aufwärtsverbindung zum Satelliten 
befindet; 

ii) die Vertragspartei, die das Recht auf Nutzung einer Frequenz oder einer 
Satellitenkapazität gewährt, wenn sich die Aufwärtsverbindung in einem 
Staat befindet, der nicht Vertragspartei dieses Übereinkommens ist; 

iii) die Vertragspartei, in welcher der Rundfunkveranstalter seinen Sitz hat, 
wenn die Zuständigkeit nach den Ziffern i und ii nicht festgelegt ist. 

„Artikel 27: Andere internationale Übereinkünfte oder Absprachen 

(1) In ihren gegenseitigen Beziehungen wenden die Vertragsparteien, die Mitglie­
der der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sind, Gemeinschaftsvorschriften an 
und wenden daher die sich aus diesem Übereinkommen ergebenden Bestimmun­
gen nur insoweit an, als es zu einem bestimmten Regelungsgegenstand keine 
Gemeinschaftsvorschrift gibt. 

... “ 
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Das nationale Recht 

7 Der Broadcasting Act (Rundfunkgesetz) 1990 (im folgenden: Gesetz) stellt den 
rechtlichen Rahmen u. a. für die Bereitstellung von Fernsehprogrammdiensten 
durch unabhängige Veranstalter im Vereinigten Königreich dar. 

8 Nach Section 13 des Gesetzes ist es untersagt, andere Fernsehprogrammdienste als 
die der BBC und der Welsh Authority bereitzustellen, wenn dies nicht von der 
Independent Television Commission (ITC) oder aufgrund einer von ihr erteilten 
Genehmigung zugelassen wird. 

9 Durch Section 16 (2) (g) und (h) des Gesetzes werden die in den Artikeln 4 und 
5 der Richtlinie festgelegten Anforderungen bezüglich des Programmanteils von 
europäischen Werken und Produktionen unabhängiger Hersteller umgesetzt. 

10 Section 43 unterscheidet zwei Arten von „Satelliten-Fernsehdiensten", nämlich die 
inländischen und die anderen als inländischen Dienste, die beide als „Fernsehpro­
grammdienste" gelten, so daß für ihre Ausstrahlung eine Genehmigung erforder­
lich ist. Diese Vorschrift nennt auch die Kriterien, anhand deren die Fernsehsen­
dungen bestimmt werden, die zu diesen beiden Arten von Diensten gehören: 

— Nach Section 43 (1) ist ein inländischer Satellitendienst („domestic satellite ser­
vice") ein Fernsehdienst, dessen Programme über Satelliten von einem Ort im 
Vereinigten Königreich auf einer dem Vereinigten Königreich zugeteilten Fre­
quenz verbreitet werden und zum Empfang durch die Allgemeinheit in diesem 
Staat bestimmt sind. 
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— Nach Section 43 (2) liegt ein anderer als inländischer Satellitendienst („non-
domestic satellite service") vor, 

a) wenn Fernsehprogramme, die zum Empfang durch die Allgemeinheit im Verei­
nigten Königreich oder in einem anderen Mitgliedstaat bestimmt sind, über 
Satelliten von einem Ort im Vereinigten Königreich verbreitet werden und diese 
Verbreitung nicht auf einer dem Vereinigten Königreich zugeteilten Frequenz 
erfolgt oder 

b) wenn Fernsehprogramme, die zum Empfang durch die Allgemeinheit im Verei­
nigten Königreich oder in einem anderen Mitgliedstaat bestimmt sind, über 
Satelliten von einem Ort, der weder im Vereinigten Königreich noch in einem 
anderen Mitgliedstaat liegt, verbreitet werden, sofern die Programme von einer 
Person im Vereinigten Königreich bereitgestellt werden, die die redaktionelle 
Kontrolle über den Programminhalt ausübt. 

11 Besondere Bestimmungen sind in Section 44 des Gesetzes für die Genehmigung 
von inländischen Satellitendiensten und in Section 45 für die Genehmigung von 
anderen als inländischen Satellitendiensten vorgesehen. Nach Section 44 (3) des 
Gesetzes gelten für inländische Satellitendienste die Bestimmungen in Section 
16 (2) (g) und (h), die die Anforderungen bezüglich des Programmanteils von 
europäischen Werken betreffen. Dagegen enthält Section 45 (2) für andere als 
inländische Satellitendienste keine entsprechenden Bestimmungen. 

1 2 Section 47 (2) des Gesetzes betrifft die Modalitäten der Genehmigung von „geneh­
migungsbedürftigen Programmdiensten". Section 79 (2) bezieht sich auf die 
Genehmigung von „örtlichen Lieferdiensten", die ausschließlich oder zum Teil 
darin bestehen, daß ausländische Satellitenprogramme (vollständig und unverän­
dert) weiterverbreitet werden. 

Verfahren 

1 3 Mit Schreiben vom 3. November 1992 vertrat die Kommission die Auffassung, daß 
das Vereinigte Königreich dadurch gegen seine Verpflichtungen verstoßen habe, 
daß es die Richtlinie unrichtig und unvollständig umgesetzt habe, und forderte das 
Vereinigte Königreich auf, hierzu Stellung zu nehmen. 
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14 Mit Schreiben vom 10. Februar 1993 nahm die Regierung des Vereinigten König­
reichs zu den verschiedenen Punkten des Aufforderungsschreibens Stellung. 

15 Am 30. September 1993 gab die Kommission eine mit Gründen versehene Stel­
lungnahme ab, mit der sie das Vereinigte Königreich aufforderte, innerhalb von 
zwei Monaten nach der Zustellung dieser Stellungnahme die erforderlichen Maß­
nahmen zu ergreifen, um den Verstoß gegen seine Verpflichtungen aus der Richt­
linie abzustellen. 

16 Mit Schreiben vom 25. Januar 1994 antwortete das Vereinigte Königreich auf die 
mit Gründen versehene Stellungnahme. 

Klagegegenstand 

17 Mit dem zweiten Klageantrag wirft die Kommission dem Vereinigten Königreich 
vor, daß Section 79 (2) des Gesetzes unter Verstoß gegen Artikel 2 Absatz 2 der 
Richtlinie eine Kontrolle über Sendungen vorsehe, die von einem Rundfunk­
veranstalter übertragen würden, der der Rechtshoheit eines anderen Mitgliedstaats 
unterliege, wenn diese Sendungen von einem anderen als inländischen Satelliten­
dienst übertragen würden oder der Allgemeinheit von einem örtlichen Lieferdienst 
zugänglich gemacht würden. 

18 In seiner Klagebeantwortung hat das Vereinigte Königreich ausgeführt, daß 
Section 79 (2) des Gesetzes zwar die Übertragung von ausländischen Sendungen 
über Satelliten erfasse, daß sich jedoch aus Section 79 (5) und den Durchführungs­
bestimmungen in der Broadcasting (Foreign Satellite Programmes — Specified 
Countries) Order 1991 (SI 1991, Nr. 2124) ergebe, daß Section 79 (2) nicht für 
Programme gelte, die über Satelliten aus anderen Mitgliedstaaten übertragen wür­
den. 

19 Aufgrund dieser Erklärungen hat die Kommission in der mündlichen Verhandlung 
diese Rüge zurückgenommen. 
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Zur Nichteinhaltung von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 

20 Aus der Klageschrift geht hervor, daß die Kommission gegen das Vereinigte 
Königreich vier Rügen erhebt, mit denen geltend gemacht wird, daß Section 43 des 
Gesetzes gegen Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie verstoße, da sie 

— für die Bestimmung der Fernsehveranstalter, die der Rechtshoheit des Vereinig­
ten Königreichs unterworfen seien, auf andere Kriterien als das der Niederlas­
sung abstelle, 

— zudem auf ein für diese Rechtshoheit nicht relevantes Kriterium, nämlich das 
des Empfangs, abstelle, 

— die Sendungen aus Drittländern, die der Zuständigkeit des Vereinigten König­
reichs unterlägen, nicht dessen Recht unterwerfe und 

— auf andere als inländische und auf inländische Satellitendienste unterschiedliche 
Regelungen anwende. 

21 Die französische Regierung teilt und unterstützt die Analysen der Kommission, 
auf denen diese Rügen beruhen. 

Zu den Kriterien für die Bestimmung der Fernsehveranstalter, die der Rechtshoheit 
des Vereinigten Königreichs unterworfen sind 

Zur Auslegung von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 

22 Nach Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie sorgt jeder Mitgliedstaat dafür, daß die 
Fernsehveranstalter, die seiner Rechtshoheit unterworfen sind oder für die er 
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gemäß dem zweiten Gedankenstrich dieser Vorschrift hinsichtlich der übertrage­
nen Sendungen zuständig ist, das Recht einhalten, das auf für die Allgemeinheit in 
diesem Mitgliedstaat bestimmte Sendungen anwendbar ist. Nach Artikel 3 Absatz 2 
der Richtlinie sorgen die Mitgliedstaaten auch dafür, daß die ihrer Rechtshoheit 
unterworfenen Fernsehveranstalter die Bestimmungen der Richtlinie einhalten. 

23 Aus den Akten geht hervor, daß die Kommission und das Vereinigte Königreich 
unterschiedliche Auffassungen zur Auslegung des Begriffes „Rechtshoheit" in der 
in Artikel 2 Absatz 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie enthaltenen Wendung 
„[der] Rechtshoheit [eines Mitgliedstaats] unterworfene... Fernsehveranstalter" ver­
treten. 

24 Die Kommission trägt vor, der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats unterworfene 
Fernsehveranstalter im Sinne dieser Vorschrift seien diejenigen, die in diesem 
Mitgliedstaat niedergelassen seien. Folglich entspreche das durch Section 43 des 
Gesetzes eingeführte System, das auf andere Kriterien abstelle, nicht den Artikeln 2 
Absatz 1 und 3 Absatz 2 der Richtlinie. 

25 Nach Auffassung des Vereinigten Königreichs ist der Mitgliedstaat, der die Rechts­
hoheit im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie besitzt, derjenige, in dessen 
Hoheitsgebiet sich der Ort befindet, von dem aus die Fernsehsendung übertragen 
wird. 

26 In der Tat ist festzustellen, daß die Richtlinie die Wendung „seiner Rechtshoheit 
unterworfene Fernsehveranstalter" nicht ausdrücklich definiert. 

27 Daher ist zunächst zu prüfen, ob sich dem Wortlaut des Artikels 2 Absatz 1 eine 
Auslegung zugunsten der einen oder der anderen Auffassung entnehmen läßt. 
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28 Das Vereinigte Königreich macht geltend, daß seine Auslegung, der zufolge der 
Mitgliedstaat, der die Rechtshoheit im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 
besitze, derjenige sei, in dessen Hoheitsgebiet sich der Ort befinde, von dem aus 
die Sendung übertragen werde, durch den zweiten Gedankenstrich dieser Vor­
schrift bestätigt werde, wonach derjenige Mitgliedstaat für die Einhaltung des auf 
die Sendungen anwendbaren Rechts zu sorgen habe, der eine Frequenz oder Über­
tragungskapazität eines Satelliten zuteile oder in dem die Erd-Satelliten-
Sendestation gelegen sei. 

29 Wie jedoch die Kommission zutreffend ausgeführt hat, wäre der zweite Gedanken­
strich des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie seiner Substanz beraubt, wenn das 
einzige Kriterium für die Bestimmung des Mitgliedstaats, der die Rechtshoheit im 
Sinne dieser Vorschrift besitzt, das des Ortes wäre, von dem aus die Sendung über­
tragen wird. 

30 Das Vereinigte Königreich trägt außerdem vor, das Verhältnis zwischen den beiden 
Gedankenstrichen des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie sei nicht das einer Hier­
archie, sondern eher das einer Dichotomie. 

31 Dazu genügt die Feststellung, daß aus dem Wortlaut dieser Vorschrift eindeutig 
hervorgeht, daß ein Fernsehveranstalter nicht der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats 
im Sinne des ersten Gedankenstrichs unterliegen und sich gleichzeitig in der im 
zweiten Gedankenstrich vorgesehenen Situation befinden kann, die sich nur auf 
Veranstalter bezieht, die nicht der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats unterworfen 
sind. 

32 Schließlich macht das Vereinigte Königreich geltend, Artikel 2 Absatz 1 zweiter 
Gedankenstrich der Richtlinie erfasse die Übertragung von Sendungen über Satel­
liten, so daß der erste Gedankenstrich dieser Vorschrift die erdgebundene Übertra­
gung von Sendungen betreffe. 

33 Dieses Argument beruht auf der Hypothese, daß der Begriff „Rechtshoheit" in den 
beiden Gedankenstrichen eine unterschiedliche Bedeutung hat. Wie der Generalan-
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walt in Nummer 41 seiner Schlußanträge ausgeführt hat, kann diesem Argument 
aber nicht gefolgt werden. Da sich der zweite Gedankenstrich nur auf den Fall 
bezieht, daß kein anderer Mitgliedstaat die im ersten Gedankenstrich erwähnte 
Rechtshoheit besitzt, wird damit vorausgesetzt, daß die Mitgliedstaaten in den im 
zweiten Gedankenstrich genannten Fällen die Rechtshoheit gemäß dem ersten 
Gedankenstrich besitzen können. 

34 Da die von der Regierung des Vereinigten Königreichs vertretene Auslegung der 
Analyse des Wortlauts von Artikel 2 Absatz 1 nicht standhält, ist zu prüfen, ob der 
Auffassung der Kommission gefolgt werden kann. 

35 Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie soll gewährleisten, daß ein Mitgliedstaat dafür 
sorgt, daß alle Fernsehsendungen von Fernsehveranstaltern, denen gegenüber er 
die darin erwähnten Zuständigkeiten geltend machen kann, dem Recht, das auf für 
die Allgemeinheit in diesem Mitgliedstaat bestimmte Sendungen anwendbar ist, 
und, wie aus Artikel 3 Absatz 2 hervorgeht, auch den Bestimmungen der Richtlinie 
selbst entsprechen. 

36 Die Befugnis eines Mitgliedstaats, für die Einhaltung seiner Vorschriften zu sorgen, 
hängt von den Zuständigkeiten ab, die er bezüglich der in seinem Hoheitsgebiet 
ausgeübten Tätigkeiten und, subsidiär, gegenüber den Personen oder gegebenen­
falls Gegenständen wie z. B. Raumfluggeräten, die eine Anknüpfung an diesen 
Staat aufweisen, auch wenn sie sich außerhalb seines Hoheitsgebiets befinden, 
besitzt. 

37 Der zweite Gedankenstrich des Artikels 2 Absatz 1 bezieht sich auf den Fall, daß 
ein Mitgliedstaat entweder seine Zuständigkeit bezüglich der Benutzung eines 
Satelliten oder seine territoriale Zuständigkeit bezüglich der Benutzung einer in 
diesem Staat befindlichen Aufwärtsverbindung zu einem Satelliten, der nicht seiner 
Zuständigkeit unterliegt, geltend machen kann. 
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38 Dieser zweite Gedankenstrich erfaßt die Ausübung solcher Zuständigkeiten jedoch 
nur unter der Voraussetzung, daß kein anderer Mitgliedstaat die Rechtshoheit 
gemäß dem ersten Gedankenstrich dieser Vorschrift besitzt. 

39 Ein Mitgliedstaat Β kann in der im zweiten Gedankenstrich vorgesehenen Situa­
tion nur dann eine Zuständigkeit besitzen, wenn er gemäß dem ersten Gedanken­
strich eine Zuständigkeit ratione personae gegenüber den Fernsehveranstaltern gel­
tend machen kann, die entweder eine Frequenz oder Übertragungskapazität eines 
Satelliten, der eine Anknüpfung an einen Mitgliedstaat A aufweist, oder eine im 
Hoheitsgebiet dieses Staates A befindliche Aufwärtsverbindung zu einem Satelli­
ten, der nicht der Zuständigkeit des Staates A unterliegt, benutzen wollen. 

40 Aus einer Analyse des Artikels 2 Absatz 1 ergibt sich also, daß der im ersten 
Gedankenstrich verwendete Begriff der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats dahin zu 
verstehen ist, daß er notwendigerweise eine Zuständigkeit ratione personae 
gegenüber den Fernsehveranstaltern umfaßt. 

41 Diese Auslegung wird durch den Wortlaut des Artikels 2 Absatz 1 erster Gedan­
kenstrich der Richtlinie bestätigt, soweit er die Fernsehveranstalter als der Rechts­
hoheit eines Mitgliedstaats unterworfene Personen erfaßt, ohne in diesem Zusam­
menhang auf den Ort zu verweisen, von dem aus sie ihre Sendungen übertragen. 

42 Eine Zuständigkeit ratione personae eines Mitgliedstaats gegenüber einem Fernseh­
veranstalter kann aber nur auf dessen Beziehung zu der Rechtsordnung dieses 
Staates gestützt werden, was sich im wesentlichen mit dem Begriff der Niederlas­
sung im Sinne von Artikel 59 Absatz 1 EG-Vertrag deckt, der nach seinem Wort­
laut voraussetzt, daß der Erbringer und der Empfänger einer Dienstleistung in 
zwei verschiedenen Mitgliedstaaten ansässig sind. 
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Zum Übereinkommen des Europarats 

43 Das Vereinigte Königreich trägt außerdem vor, daß seine Auslegung der in den 
Artikeln 2 Absatz 1 und 3 Absatz 2 der Richtlinie enthaltenen Wendung „seiner 
Rechtshoheit unterworfene Fernsehveranstalter" hauptsächlich auf Artikel 5 
Absatz 2 des Übereinkommens beruhe, wonach die sendende Vertragspartei, die 
dafür zu sorgen habe, daß die von ihr auferlegten Verpflichtungen von Rechtsträ­
gern oder mittels technischer Einrichtungen in ihrem Hoheitsbereich im Sinne von 
Artikel 3 eingehalten würden, der Staat sei, in dem sich die Aufwärtsverbindung 
zum Satelliten befinde oder der das Recht auf Nutzung einer Frequenz oder einer 
Satellitenkapazität gewähre, wenn sich die Aufwärtsverbindung in einem Staat 
befinde, der nicht Partei des Übereinkommens sei. 

44 Nach Ansicht des Vereinigten Königreichs würde, auch wenn die Gemeinschaft 
selbst nicht Partei des Übereinkommens sei, eine absurde Situation entstehen, 
wenn die Gemeinschaft die Übertragung von Sendungen innerhalb der Gemein­
schaft über die Richtlinie in einer völlig anderen Weise hätte regeln wollen als die 
Mitgliedstaaten im Rahmen des Übereinkommens. 

45 Bei einem Vergleich von Wortlaut, System und Zielsetzung der Richtlinie mit 
denen des Übereinkommens kann diesem Vorbringen jedoch nicht gefolgt werden. 

46 Zunächst ergibt sich aus Artikel 5 des Übereinkommens, daß der Staat, der für die 
Einhaltung der Bestimmungen über die Programme zu sorgen hat, die sendende 
Vertragspartei („transmitting Party") ist. Nach Artikel 2 des Übereinkommens 
bedeutet „Verbreitung" („transmission") die Erstausstrahlung von Fernsehpro­
grammen, die zum Empfang durch die Allgemeinheit bestimmt sind, über terre­
strische Sender, über Kabel oder über Satelliten jeder Art in verschlüsselter oder 
unverschlüsselter Form. Für den Fall einer terrestrischen Verbreitung bestimmt 
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a, daß die sendende Vertragspartei diejenige ist, 
in der die Erstausstrahlung durchgeführt wird. Hinsichtlich der Verbreitung über 
Satelliten bestimmt Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b, daß die sendende Vertrags­
partei diejenige ist, in der sich die Aufwärtsverbindung zum Satelliten befindet 
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(Ziffer i), oder diejenige, die das Recht auf Nutzung einer Frequenz oder einer 
Satellitenkapazität gewährt, wenn sich die Aurwärtsverbindung in einem Staat 
befindet, der nicht Partei dieses Übereinkommens ist (Ziffer ii). 

47 Somit stützt sich das Übereinkommen zur Bestimmung des Staates, der für die 
Einhaltung der Bestimmungen über die Programme zu sorgen hat, in erster Linie 
auf mit der Verbreitung zusammenhängende Kriterien. Nur im Fall der Verbrei­
tung über Satelliten, wenn die Zuständigkeit nicht gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buch­
stabe b Ziffern i und ii festgelegt werden kann, verweist diese Vorschrift auf den 
Sitz des Rundfunkveranstalters (Ziffer iii). Wie der Generalanwalt in Nummer 51 
seiner Schlußanträge ausgeführt hat, ist Ziffer iii gegenüber den in den Ziffern i 
und ii des Artikels 5 Absatz 2 Buchstabe b des Übereinkommens vorgesehenen 
Fällen subsidiär. 

48 Dagegen ist nach Artikel 2 Absatz 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie der 
Mitgliedstaat, der für die Einhaltung der Bestimmungen über die Programme zu 
sorgen hat, derjenige, dessen Rechtshoheit der Fernsehveranstalter unterworfen ist. 
Nach Artikel 2 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich wendet die Richtlinie nur für den 
Fall, daß der Fernsehveranstalter nicht der Rechtshoheit eines anderen Mitglied­
staats unterliegt, mit der Verbreitung zusammenhängende Kriterien an. 

49 Daraus ergibt sich, daß Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie und Artikel 5 Absatz 2 
des Übereinkommens unterschiedliche Kriterien für die Bestimmung des Staates 
anwenden, der für die Einhaltung der Bestimmungen über die Fernsehsendungen 
zu sorgen hat. Wie die Kommission zutreffend bemerkt hat, entspricht dieser 
inhaltliche Unterschied einem Unterschied zwischen der Zielsetzung der Richtlinie 
und der des Übereinkommens. Während mit der Richtlinie nach ihrer zweiten 
Begründungserwägung die Verwirklichung des Binnenmarktes im Bereich der 
Fernsehdienste angestrebt wird, verfolgt das Übereinkommen nach seinem Artikel 1 
das Ziel, die grenzüberschreitende Verbreitung und Weiterverbreitung von Fern­
sehprogrammen zu erleichtern. 

50 Zudem steht fest, daß der Rat beim Erlaß der Richtlinie über die Annahme des 
Übereinkommens vollständig unterrichtet war, wie sich im übrigen aus der vierten 
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Begründungserwägung der Richtlinie ergibt. Gleichwohl ist, wie der General­
anwalt in Nummer 54 seiner Schlußanträge dargelegt hat, der Richtlinienvorschlag, 
der aus dem Jahr 1986 stammt, nicht geändert worden, um ihn an die Bestimmun­
gen des Übereinkommens anzupassen. Folglich hat sich der Gemeinschafts­
gesetzgeber mit dem Erlaß der Richtlinie dafür entschieden, den Bereich der Fern­
sehdienste anders zu regeln als das Übereinkommen. 

51 Somit läßt sich dem Übereinkommen nichts entnehmen, was die Ansicht widerle­
gen könnte, daß die in Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie enthaltene Verweisung auf 
den Staat, dessen Rechtshoheit der Fernsehveranstalter unterworfen ist, dahin ver­
standen werden muß, daß es sich um den Staat handelt, in dem dieser Veranstalter 
niedergelassen ist. 

52 Das Vereinigte Königreich hat schließlich auf die Konsequenzen einer Auslegung 
von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie hingewiesen, die mit Artikel 5 Absatz 2 des 
Übereinkommens nicht in Einklang stünde. Bei einer solchen Auslegung wäre 
nämlich jeder Mitgliedstaat eindeutig in eine unmögliche Situation versetzt, da von 
ihm verlangt würde, daß er entweder auf internationaler Ebene oder auf 
Gemeinschaftsebene gegen seine Rechtspflichten verstößt. 

53 Dazu genügt die Feststellung, daß Artikel 27 Absatz 1 des Übereinkommens aus­
drücklich vorsieht, daß die Mitgliedstaaten das Gemeinschaftsrecht anwenden und 
daher die Bestimmungen des Übereinkommens nur insoweit anwenden, als es zu 
einem bestimmten Regelungsgegenstand keine Gemeinschaftsvorschrift gibt. 

Zur Effektivität des Kriteriums der Niederlassung 

54 Sodann sind verschiedene Argumente des Vereinigten Königreichs in bezug auf die 
Effektivität einer Auslegung des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie zu prüfen, der 
zufolge der Staat, dessen Rechtshoheit der Fernsehveranstalter unterliegt, derjenige 
ist, in dem dieser Veranstalter niedergelassen ist. 
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55 Zwar kann eine solche Auslegung des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie zu 
Schwierigkeiten führen, wie auch die Kommission in der mündlichen Verhandlung 
ausdrücklich eingeräumt hat. 

56 Doch hat ein Mitgliedstaat, wenn er bei der Durchführung einer Richtlinie auf 
Schwierigkeiten stößt, diese der Kommission zu unterbreiten, damit sie in enger 
Zusammenarbeit mit den betroffenen Mitgliedstaaten hierfür eine geeignete 
Lösung finden kann. Jedenfalls berechtigt die bloße Tatsache, daß bei der Anwen­
dung des Kriteriums, das der Bestimmung des nach Artikel 2 Absatz 1 der Richt­
linie zuständigen Staates zugrunde liegt, praktische Probleme auftauchen können, 
einen Mitgliedstaat nicht, dieses Kriterium durch ein anderes seiner Wahl zu erset­
zen. 

57 Das Vereinigte Königreich trägt unter Berufung auf die Urteile des Gerichtshofes 
vom 26. November 1975 in der Rechtssache 39/75 (Coenen, Slg. 1975, 1547) und 
vom 25. Juli 1991 in der Rechtssache C-221/89 (Factortame u. a., Slg. 1991, 1-3905) 
weiter vor, daß ein Fernsehveranstalter in mehr als einem Mitgliedstaat niederge­
lassen sein könne und daß einem solchen Veranstalter die Richtlinien­
bestimmungen sowohl hinsichtlich der Sendungen, die vom Staat der Haupt­
niederlassung aus, als auch hinsichtlich der Sendungen, die vom Staat der 
Zweitniederlassung aus verbreitet würden, zugute kommen müßten. Daher bestehe 
die Gefahr, daß mehrere Mitgliedstaaten für denselben Fernsehveranstalter zustän­
dig seien. 

58 Dazu ist zu bemerken, daß das vom Vereinigten Königreich verfochtene Kriterium 
zu Problemen der Zuständigkeitsabgrenzung führen kann, die nach seiner Ansicht 
nur durch den Abschluß internationaler Übereinkommen zwischen den Mitglied­
staaten gelöst werden können. Das Kriterium der Niederlassung kann zwar eben­
falls Schwierigkeiten verursachen, doch hat die Kommission, ohne daß ihr das Ver­
einigte Königreich widersprochen hätte, erklärt, daß die Mitgliedstaaten eine 
Lösung finden könnten, indem sie dieses Kriterium dahin auslegten, daß es sich 
um den Ort handele, an dem der Fernsehveranstalter den Mittelpunkt seiner Tätig­
keiten habe, insbesondere an dem die Entscheidungen über die Programmpolitik 
und die endgültige Zusammenstellung der zu sendenden Programme getroffen 
würden, ohne daß zusätzliche Rechtsvorschriften erforderlich wären, um die 
Gefahr einer doppelten Kontrolle zu vermeiden. 
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59 Das Vereinigte Königreich macht außerdem geltend, daß das Kriterium der Nie­
derlassung die Gefahr des Mißbrauchs mit sich bringe, da ein Fernsehveranstalter 
seinen Sitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegen könnte, um sich der Anwen­
dung der Vorschriften eines Mitgliedstaats zu entziehen. 

60 Dazu ist festzustellen, daß bei der Auslegung des Kriteriums der Niederlassung in 
dem von der Kommission befürworteten Sinn (siehe Randnr. 58 des vorliegenden 
Urteils) die vom Vereinigten Königreich erwähnte Mißbrauchsgefahr erheblich 
verringert wäre und daß das vom Vereinigten Königreich verfochtene Kriterium 
jedenfalls eine vergleichbare, wenn nicht sogar noch größere Mißbrauchsgefahr mit 
sich bringen würde. 

61 Nach alledem entspricht Section 43 des Gesetzes dadurch, daß diese Vorschrift für 
die Bestimmung der der Rechtshoheit des Vereinigten Königreichs unterworfenen 
Veranstalter auf andere Kriterien als das der Niederlassung abstellt, nicht den Arti­
keln 2 Absatz 1 und 3 Absatz 2 der Richtlinie. 

62 Die Rüge ist daher begründet. 

Zum Kriterium des Programmempfangs 

63 Nach Auffassung der Kommission entspricht Section 43 des Gesetzes, soweit diese 
Vorschrift auf das Kriterium des Programmempfangs abstellt, nicht dem Artikel 2 
Absatz 1 der Richtlinie. Dieses Kriterium sei im Rahmen der Richtlinie für die 
Bestimmung des Mitgliedstaats, der die Rechtshoheit über einen Fernsehveranstal­
ter besitzt, ohne jede Bedeutung. 

64 Insoweit genügt der Hinweis darauf, daß der Gerichtshof bereits in Randnummer 
61 des vorliegenden Urteils festgestellt hat, daß die in Section 43 des Gesetzes auf­
gestellten Kriterien nicht den Artikeln 2 Absatz 1 und 3 Absatz 2 der Richtlinie 
entsprechen. 
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65 Die Rüge ist daher begründet. 

Zum Umstand, daß die Sendungen aus Drittländern, die der Zuständigkeit des 
Vereinigten Königreichs unterliegen, nicht dessen Recht unterworfen werden 

66 Die Kommission trägt dazu vor, das Gesetz solle nicht gewährleisten, daß die Sen­
dungen aus Drittländern, die eine dem Vereinigten Königreich zugeteilte Frequenz 
zum Empfang durch die Allgemeinheit in einem anderen Mitgliedstaat benutzten, 
dem Recht entsprächen, das auf für die Allgemeinheit im Vereinigten Königreich 
bestimmte Sendungen anwendbar sei. 

67 Die Regierung des Vereinigten Königreichs bemerkt, es könnte nur in dem ganz 
unrealistischen Fall, daß sie einem Drittlandssender eine Frequenz zuteilen würde, 
ohne eine Kontrolle über dessen Dienste auszuüben, zu einem Verstoß gegen Arti­
kel 2 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich der Richtlinie kommen. 

68 Dazu genügt die Feststellung, daß, auch wenn es sich um einen hypothetischen 
Fall handelt, das Vereinigte Königreich nicht bestreitet, daß das Gesetz in dieser 
Hinsicht nicht der Richtlinie entspricht. 

69 Die Rüge ist daher begründet. 

Zur Anwendung unterschiedlicher Regelungen auf andere als inländische und auf 
inländische Satellitendienste 

70 Die Kommission trägt vor, die in Section 43 des Gesetzes vorgesehene Unterschei­
dung zwischen inländischen und anderen als inländischen Satellitendiensten ent­
spreche — abgesehen davon, daß sie sich auf andere Kriterien als das der Nieder­
lassung des Fernsehveranstalters stütze — nicht dem Artikel 2 Absatz 1 der 
Richtlinie, da Section 43 andere als inländische Satellitendienste einer weniger 
strengen Regelung unterwerfe als inländische Satellitendienste. 
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71 Die Kommission legt hierzu dar, daß nach Section 44 (3) des Gesetzes Section 
16 (2) (g) und (h) des Gesetzes auf inländische Satellitendienste anwendbar sei, daß 
diese Vorschrift aber nicht für andere als inländische Satellitendienste gelte. Es 
stehe fest, daß Section 16 (2) des Gesetzes zur Durchführung der Artikel 4 und 5 
der Richtlinie bestimmt sei. 

72 Sowohl die Kommission als auch das Vereinigte Königreich haben jedoch erklärt, 
daß die Frage, ob das Vereinigte Königreich seine Verpflichtungen aus den Arti­
keln 4 und 5 der Richtlinie hinsichtlich der anderen als inländischen Satelliten­
dienste tatsächlich erfüllt habe, Gegenstand eines anderen Verfahrens gemäß Arti­
kel 169 des Vertrages sei. 

73 Da das Vereinigte Königreich nicht bestreitet, daß auf andere als inländische 
Satellitendienste eine weniger strenge Regelung angewandt wird als auf inländische 
Satellitendienste, folgt daraus, daß sich im Rahmen der vorliegenden Klage nur die 
Frage stellt, ob dies gegen Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie verstößt. 

74 Zwar kann ein Mitgliedstaat nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie in den von der 
Richtlinie geregelten Bereichen strengere Bestimmungen vorsehen, doch müssen 
nach Artikel 2 Absatz 1 alle Sendungen, die von Fernsehveranstaltern übertragen 
werden, die der Rechtshoheit dieses Mitgliedstaats unterworfen sind oder für die 
er gemäß dem zweiten Gedankenstrich dieser Vorschrift zuständig ist, dem Recht 
entsprechen, das auf für die Allgemeinheit in diesem Mitgliedstaat bestimmte Sen­
dungen anwendbar ist. 

75 Die Rüge ist daher begründet. 

Zur Nichteinhaltung von Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 

76 Die Kommission trägt schließlich vor, Section 44 und Section 45 des Gesetzes über 
die Erteilung von Genehmigungen für inländische und andere als inländische 
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Satellitendienste entsprächen nicht dem Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie, da die 
Definition der inländischen und anderen als inländischen Satellitendienste in 
Section 43 des Gesetzes Fernsehveranstalter einschließe, die der Rechtshoheit 
anderer Mitgliedstaaten unterlägen, woraus sich die Möglichkeit einer doppelten 
Kontrolle ergebe. 

77 Das Vereinigte Königreich bestreitet nicht, daß sich Section 43 des Gesetzes auf 
alle Fernsehveranstalter erstreckt, die Sendungen von seinem Hoheitsgebiet aus 
verbreiten. 

78 Somit ist festzustellen, daß sich Section 43 des Gesetzes dadurch, daß diese Vor­
schrift andere Kriterien als das in Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie vorgesehene 
Kriterium der Niederlassung anwendet, unter Verstoß gegen Absatz 2 dieses Arti­
kels auch auf Fernsehveranstalter erstreckt, die aufgrund ihrer Niederlassung in 
anderen Mitgliedstaaten deren Rechtshoheit unterliegen. 

79 Die Rüge ist daher begründet. 

80 Nach alledem hat das Vereinigte Königreich gegen seine Verpflichtungen aus Arti­
kel 2 Absätze 1 und 2 und Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie verstoßen, indem es 
für Ausstrahlungen von Fernsehsendungen über Satelliten die in Section 43 des 
Broadcasting Act 1990 genannten Kriterien aufgestellt hat, um die Veranstalter von 
über Satelliten ausgestrahlten Sendungen zu bestimmen, die der Rechtshoheit des 
Vereinigten Königreichs unterliegen, indem es im Rahmen dieser Rechtshoheit 
unterschiedliche Regelungen auf inländische und andere als inländische Satelliten­
dienste anwendet und indem es eine Kontrolle über die Sendungen ausübt, die von 
einem Fernsehveranstalter übertragen werden, der der Rechtshoheit eines anderen 
Mitgliedstaats unterliegt, wenn diese Sendungen von einem anderen als inländi­
schen Satellitendienst übertragen werden oder der Allgemeinheit als Programm­
dienst, der zur Verbreitung der Programme einer Genehmigung bedarf, zugänglich 
gemacht werden. 
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Kosten 

81 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag 
zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da der Beklagte mit seinem Vorbringen 
unterlegen ist, sind ihm die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Das Vereinigte Königreich ha t gegen seine Verpflichtungen aus Artikel 2 
Absätze 1 und 2 und Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 89/552/EWG des 
Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fern­
sehtätigkeit verstoßen, indem es für Ausstrahlungen von Fernsehsendungen 
über Satelliten die in Section 43 des Broadcasting Act 1990 genannten Kri­
terien aufgestellt hat, um die Veranstalter von über Satelliten ausgestrahlten 
Sendungen zu bestimmen, die der Rechtshoheit des Vereinigten Königreichs 
unterliegen, indem es im Rahmen dieser Rechtshoheit unterschiedliche 
Regelungen auf inländische und andere als inländische Satellitendienste 
anwendet und indem es eine Kontrolle über die Sendungen ausübt, die von 
einem Fernsehveranstalter übertragen werden, der der Rechtshoheit eines 
anderen Mitgliedstaats unterliegt, wenn diese Sendungen von einem anderen 
als inländischen Satellitendienst übertragen werden oder der Allgemeinheit 
als Programmdienst, der zur Verbreitung der Programme einer Genehmi­
gung bedarf, zugänglich gemacht werden. 

2. Das Vereinigte Königreich t rägt die Kosten des Verfahrens. 
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3. Die Französische Republik trägt ihre eigenen Kosten. 

Rodríguez Iglesias Kakouris Edward Puissochet 

Hirsch Mancini Moitinho de Almeida Kapteyn 

Gulmann Murray Jann Ragnemalm Sevón 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 10. September 1996. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident 

G. C. Rodríguez Iglesias 
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